
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 

diese Sitzungswoche begann früh. 
Schon am Sonntag ging es auf 
dem Bundesparteitag der CDU los. 
Zentrales Thema die Verständi-
gung in der Flüchtlingsfrage.  

Am Montag hielt unsere Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel dazu eine großartige Grundsatz-
rede! Im Anschluss verabschiedeten die Dele-
gierten mit überwältigender Mehrheit die soge-
nannte „Karlsruher Erklärung“. Damit hat sich 
die CDU für eine austangierte Balance zwischen 
humanitärer Verpflichtung und Vermeidung 
von Überforderung ausgesprochen. Der Kurs 
unserer Kanzlerin wurde bestätigt und ein 
klares und starkes Signal der Geschlossenheit 
gesetzt. Am Dienstagnachmittag ging es dann 
direkt nach Berlin und zur Sitzung der Unions-
fraktion im Rahmen der letzten Sitzungswoche 
vor Weihnachten. Zur Vorbereitung des Europä-
ischen Rates am 17. und 18. Dezember kam die 
Bundeskanzlerin am Mittwoch in den Deut-
schen Bundestag. In ihrer Regierungserklärung 
betonte sie insbesondere die Notwendigkeit 
eines gesamteuropäischen Vorgehens zum 
Schutz der EU-Außengrenzen. 
 
Am Rande der Sitzungen habe ich noch wichti-
ge Gespräche über regionale Verkehrsprojekte 
geführt, die ich weiter forcieren werde. Am 
Ende dieses Jahres bin ich mit dem Sachstand 
und dem Fortschritt regionaler Projekte sehr 
zufrieden, das nicht nur im Verkehrsbereich. Im 
neuen Jahr hoffe ich auf eine gute Priorisierung 
unserer Verkehrsprojekte im Bundesverkehrs-
wegeplan. Für die Zukunftsanliegen von Kreis 
und Region Warendorf werde ich mich auch 
weiterhin mit viel Elan einsetzen! 
Diese und weitere Themen und Termine beglei-
teten meine Arbeit in dieser Woche in Berlin: 
 
 Meinungsaustausch von Mitgliedern des 

Verkehrsausschusses mit Vertretern einer De-
legation indonesischer Verkehrspolitiker  

 Gespräch der AG Verkehr mit Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt zu aktuel-
len verkehrspolitischen Themen 

 Treffen mit Vertretern der KfW-Bank 

 Besondere Plenardebatte zur Änderung des 
Luftverkehrsgesetzes 

 
Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien ein 
gesegnetes Weihnachtsfest, alles Gute für das 
kommende Jahr, weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und möchte Sie zudem 
auf meine Homepage www.cdu-sendker.de 
hinweisen. 
 

Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
 

     Nr. 22/17.12.2015 

Verbesserung der Registrierung und des  
Datenaustausches bei Asylverfahren 
 

Die Asylverfahren sind mit einer derzeit durchschnittlichen Dauer von 
knapp sechs Monaten zu lang. Die betroffenen Personen leben demzufolge 
entsprechend lange in Unsicherheit über ihr weiteres Schicksal. 
Die Registrierung der Betroffenen erfolgt derzeit häufig sehr spät. In man-
chen Fällen werden Personen auch mehrfach erfasst, weil bereits erfolgte 
Registrierungen mangels eines hinreichenden Datenaustauschs der zur Re-
gistrierung zuständigen Behörden beim erneuten Registrierungsvorgang 
nicht erkennbar sind. Seit Monaten reisen insbesondere vor Krieg, Verfol-
gung und Not geflohene Asyl- und Schutzsuchende in bisher nicht gekann-
ter großer Anzahl in das Bundesgebiet ein. Daneben gibt es Personen, die 
aus anderen Gründen unerlaubt nach Deutschland einreisen. Es kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass die gegenwärtige Situation auch von diesen 
Personen missbraucht wird. Dies gilt umso mehr, als viele der nach 
Deutschland kommenden Menschen aus Staaten kommen, für die das Visa-
Konsultationsverfahren gilt und somit eine legale Einreise nach Deutsch-
land von einem vorherigen Abgleich der Sicherheitsbehörden abhängig ist. 
Die schnelle und flächendeckende Registrierung von Personen, die derzeit 
als Asylsuchende, Flüchtlinge oder unerlaubt nach Deutschland einreisen, 
ist daher von zentraler Bedeutung. Ein möglichst valider Überblick über die 
Zahl der nach Deutschland eingereisten Personen, ihre schnellstmögliche 
identitätssichernde Erfassung sowie ein verbesserter, frühzeitiger Datenaus-
tausch der beteiligten Behörden sind entscheidend. 
Um Asyl- und Schutzsuchende sowie Personen, die unerlaubt nach 
Deutschland einreisen, unverzüglich durch alle für die Registrierung zu-
ständigen Stellen registrieren sowie die Informationen allen Stellen im 
Rahmen der erforderlichen Aufgabenerfüllung übermitteln zu können, sind 
ergänzende gesetzliche Änderungen im Gesetz über das Ausländerzentral-
register nötig.  
Zusätzliche Daten, wie die im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behand-
lung erhobenen Fingerabdrücke, das Herkunftsland, die Kontaktdaten zur 
schnellen Erreichbarkeit und Informationen zu erfolgten Gesundheitsunter-
suchungen und Impfungen in dem zentralen Kerndatensystem werden 
künftig gespeichert. Bei Asyl- und Schutzsuchenden sollen zudem Informa-
tionen in dem zentralen Kerndatensystem gespeichert werden, die für die 
schnelle Integration und Arbeitsvermittlung erforderlich sind. 
Die Daten von Asylsuchenden werden nicht erst bei Stellung eines Antra-
ges, sondern nach Möglichkeit bereits bei dem Erstkontakt mit den Asyl- 
und Schutzsuchenden sowie unerlaubt eingereisten Personen unverzüglich 
im Kerndatensystem zentral gespeichert. 
Allen öffentlichen Stellen sind die im Rahmen der Aufgabenerfüllung er-
forderlichen Informationen aus dem Kerndatensystem zur Verfügung zu 
stellen. Zusätzlich sollen auch diese Behörden nicht nur zum Datenabruf 
aus dem Register berechtigt sein, sondern auch die Befugnis zur Übermitt-
lung von Daten an das Register erhalten. Die Registrierung wird durch ein 
fälschungssicheren Ausweis nachgewiesen, der die Grundlage für den Be-
zug von Leistungen bildet und von den zuständigen Aufnahmeeinrichtun-
gen und Außenstellen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge aus-
gestellt wird. 
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

Historische Einigung beim Klimaschutz 
 

Die Klimakonferenz von Paris hat sich am letzten Samstag auf einen Vertragstext für das neue 
Klimaschutz-Abkommen geeinigt. Erstmals wird der Klimawandel von allen Staaten gemein-
sam bekämpft. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel nannte die Einigung von Paris einen „historischen Wende-
punkt in der globalen Klimapolitik. Weiter erklärte sie, dass sich mit dem verabschiedeten 
Klimavertrag die gesamte Weltgemeinschaft zum ersten Mal zum Handeln verpflichtet  habe- 
„zum Handeln im Kampf gegen die globale Klimaveränderung“. Ungeachtet der Tatsache, dass 
noch viel Arbeit vor der Weltgemeinschaft liege, sei dies ein „Zeichen der Hoffnung, dass es 
uns gelingt, die Lebensbedingungen von Milliarden Menschen auch in Zukunft zu sichern“. 
Erstmals wird der Klimawandel von allen Staaten gemeinsam bekämpft. Maßgeblich vorberei-
tet hat diese Klimaschutzerklärung der G7-Gipfel von Elmau. Dort hatte Bundeskanzlerin An-
gela Merkel in diesem Sommer die führenden Industrienationen auf das Ziel einer globalen 
Energiewende eingeschworen. 
In Paris wurde unter anderem festgelegt, dass alle fünf Jahre überprüft wird, inwieweit sich 
die Staatengemeinschaft auf dem richtigen Reduktionspfad befindet. Die Vertragsstaaten 
müssten daraufhin neue und aktualisierte Klimaziele vorlegen. Damit wird sichergestellt, 
dass sich das Ambitionsniveau regelmäßig erhöht, um das Langfristziel tatsächlich zu errei-
chen. Dass sich so viele Staaten selbst eigene Ziele gegeben haben und deren Einhaltung in 
Zukunft auch überprüft wird, ist ein bahnbrechender Paradigmenwechsel bei dieser Klima-
konferenz. Mit dem Abkommen bekennen sich die Vertragsstaaten zu dem Ziel, die Erhöhung 
der weltweiten Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius zu begrenzen. 
Dieses Ziel ist nun völkerrechtlich verbindlich. Die Orientierung geht dabei deutlich in Rich-
tung 1,5 Grad Celsius. 
Entscheidendes Instrument, das aus Paris mit auf den Weg gegeben wurde, ist ein dynami-
scher Überprüfungsmechanismus. Dieser soll sicherstellen, dass die Vertragsstaaten ihre na-
tionalen Verpflichtungen erfüllen. 
Der deutsche Klimaschutzplan 2050 soll vor der Sommerpause 2016 vom Bundeskabinett 
verabschiedet werden. Mit dem neuen Programm sollen die Emissionen bis 2050 um 80 bis 
95 Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden. Der bestehende Klimaschutzplan 2020 sieht vor, 
die Treibhausgasemissionen in Deutschland um 40 Prozent im Vergleich zu 1990 zu reduzie-
ren. 
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SPD-Parteitag setzt falsches Signal bei Bund-
Länder-Aufgabenverteilung 
Klare Kompetenzen für Bund, Länder und Kommunen bleiben wichtiges Ziel 

 
Auf ihrem Bundesparteitag hat die SPD am letzten Donnerstag unter anderem Beschlüsse zur 
Neuordnung der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern getroffen. Hierzu erklärt der 
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ralph Brinkhaus MdB: 

 
„Zu viele Köche verderben den Brei: Unklare Zuständigkeiten führen zu unklarer Verantwortung und Kompetenz-
streitigkeiten. Deswegen muss es unser Ziel sein, die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern einfacher und 
transparenter zu machen. Die SPD fordert auf ihrem Parteitag in Berlin das Gegenteil. 
So soll das Kooperationsverbot im Grundgesetz aufgehoben werden. Das heißt, der Bund soll zukünftig auch bei den 
schulpolitischen Aufgaben der Länder mitwirken dürfen. Gleiches gilt aber auch für die Forderungen nach einer 
neuen Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe Integration und demografischer Wandel. Auch im Wohnungsbau soll der 
Bund nach dem Willen der SPD neue Kompetenzen und die damit verbundene Finanzierungsverantwortung be-
kommen. 
Diese Forderungen sind gut gemeint – verstärken aber das jetzt schon vorhandene Verantwortungs- und Finanzie-
rungschaos zwischen Bund und Ländern. Die Große Koalition sollte daher zusammen mit den Ländern Aufgabenver-
teilung und Finanzierung entflechten und vereinfachen. Die Aufhebung des Kooperationsverbots trägt nicht dazu 
bei.“           Foto: Die Hoffotografen Berlin 
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